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Satzung 
Die Gemeinde Tutzing erlässt aufgrund §§ 2,3,4 8, 9,10 und 13a des Baugesetzbuches 
(BauGB), Art. 81 bayerische Bauordnung (BayBO) und Art. 23 der Gemeindeordnung 
für den Freistaat Bayern (GO) diesen Bebauungsplan als Satzung. 
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A PLANZEICHNUNG 
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B FESTSETZUNGEN 
 
1. GELTUNGSBEREICH 
 
1.1 Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Teilbebauungsplanes 1  
 
1.2 Grenze anliegender Bebauungspläne (Hinweis) 
 
 
2.  ART DER BAULICHEN NUTZUNG 
  
2.1                MU Urbane Gebiete (MU) gemäß § 6a BauNVO; Ausnahmen nach § 6a Abs. 3 sind nicht zulässig. 
 
2.2 Ein Anteil von mindestens 65 % der Geschoßfläche ist für Wohnnutzung zu verwenden, § 6a Abs. 4 Nr. 

3 BauNVO. Auf 2/3 dieser Wohnfläche nach Satz 1 dürfen nur Wohnungen errichtet werden, die die 
baulichen Voraussetzungen für eine Förderung mit Mitteln der sozialen Wohnraumförderung erfüllen. 
§ 9 Abs. 2d Nr. 2.   

 
2.3 Auf Erd-, bzw. Sockelgeschoßflächen, die von der Heinrich-Vogl-Straße erschlossen werden sowie auf 

der Fläche im Erdgeschoss von Haus A ist Wohnnutzung nicht zulässig, § 6a Abs. 4 Nr.1 BauNVO. 
 
3. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG 
 
3.1.1           GR = 950 m² Max. zulässige Grundfläche GR 950 m² nach § 16 Abs. 3 Nr.1 BauNVO;  
 
3.1.2           GRg = 500 m² Max. zulässige gesonderte Grundfläche für Terrassen Balkone, Vordächer, Außentreppen;  
 
3.2 Überschreitungen der max. zulässigen Grundfläche GR sind bis zu einer GRZ von 0,8 auf den Bau-

grundstücken für die Erschließung des Baugrundstückes, namentlich die Errichtung von Stellplätzen, 
Garagen, Tiefgaragen und ihren Zufahrten und für öffentlich zugängliche Platzflächen zulässig, § 19 
Abs. 4. Satz 2 und Satz 3 BauNVO.  

 
3.3          WH = 621,0 müNN  Maximale zulässige Wandhöhe in Metern, z.B. 621,0 m üNN, gemessen bis zum Schnittpunkt der 

Wand mit der Dachhaut.  
 
3.4   Abgrenzung unterschiedlicher maximal zulässiger Wandhöhen und Dachformen 
 
3.6  Die Errichtung von Mobilfunkanlagen im Planungsgebiet ist auch als Nebenanlagen i.S. von § 14 Abs. 

1 BauNVO unzulässig. 
 
4.         BAUWEISE 
 
4.1 Baugrenze 
 
4.2                 TBK     Baugrenze für Terrassen, Balkone, Laubengänge, Kellerabgänge  
 
4.3 Im gesamten Planungsgebiet sind, auch außerhalb der Baugrenzen, Nebenanlagen nach § 14 

BauNVO, namentlich die in § 14 Abs. 2 und Abs. 3 BauNVO genannten Nebenanlagen zuläs-
sig.  

 
4.4                     g Im gesamten Planungsgebiet gilt die geschlossene Bauweise. 
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4.5 Als Dachformen sind nur symmetrische Dächer mit mittigem First mit einer Dachneigung von 15°  
 +- 3 Grad zulässig; Der First hat in Längsrichtung des Gebäudes zu verlaufen; Walmdächer sind zuläs-

sig; Grenzbebauungen mit gleichlaufendem First sind profilgleich anzuschließen. 
 
4.6  Photovoltaikanlagen oder Sonnenkollektoren sind ausschließlich auf den geneigten Dachflächen in 

symmetrischer Anordnung ohne Aufständerungen zulässig. Abstand von Ortgang und Traufe mindes-
tens 1 m. Ausnahmen können zugelassen werden. Photovoltaik- bzw. Solaranlagen sind nur mit blend-
freier und nichtglänzender Beschichtung zulässig; diese sind blendfrei zum Bahnbetriebsgelände hin zu 
gestalten. Sie sind so anzuordnen, dass jegliche Blendwirkung ausgeschlossen ist. Sollte sich nach der 
Inbetriebnahme eine Blendung herausstellen, so sind vom Bauherrn entsprechende Abschirmungen 
anzubringen. 

 
4.7 Die Private Grünfläche und die Private Verkehrsfläche zählen nicht zum Bauland.  
 
4.8  In den Baufugen der Gebäude A, B und C mit zwischengelagerten Kopplungsbaukörpern werden ver-

kürzte Abstandsflächen der Außenwände zugelassen: das Maß der Tiefe der Abstandsfläche wird auf 
0,1H verkürzt (Art. 6 Abs. 5 Satz 2 BayBO). 

 
5. BAULICHE GESTALTUNG 
 
5.1  Als sichtbares Material der Außenwände der Gebäude sind nur Putz, geschlämmter Beton, Sichtmau-

erwerk, Holz und Holzwerkstoffe und Verglasungen zugelassen. Verspiegelte Glasflächen sind unzu-
lässig. 

   
5.2  Auf Außenwänden und Einfriedungsmauern sind nur weiße (auch in abgetönten Farben) Anstriche zu-

lässig. Grellbunte Anstriche und Signalfarben sind unzulässig. Ausnahmen können nach Mustervorlage 
durch die Gemeinde zugelassen werden. 

 
5.3  Vorgeschriebene Firstrichtung  
 
5.4 FD Fläche, auf der nur Flachdächer zulässig sind. 
 
5.5  Als Dacheindeckungen der geneigten Dächer sind nur Schuppendeckungen aus roten oder rotbraunen 

Dachziegeln bzw. Betondachsteinen oder Blechbahnen zulässig. Spiegelnde oder glänzende Materia-
lien sind mit Ausnahme von Dachfenstern unzulässig.   

 
5.6  Zur Belichtung des Dachraumes sind einzelne Dachflächenfenster mit Scheibenbreite bis 1,0 m und 

Firstbelichtungen zulässig. Die Breite aller Dachflächenfenster einer Seite darf 1/4 der Firstlänge nicht 
überschreiten.   

 
5.7  Dachgauben und andere Dachaufbauten für die Belichtung von Dachräumen sowie Dacheinschnitte 

sind unzulässig.  
 
5.8 Antennen-, sowie Satellitenempfangsanlagen, die dem Empfang der allgemein üblichen Sender dienen, 

sind als Gemeinschaftsanlagen auszubilden. Satellitenanlagen mit einem Durchmesser von mehr als 
1,20 m dürfen nicht auf dem Dach montiert werden. Soweit nicht mit anderen Medien (Zimmerantennen 
etc.) der nachgewiesene Informationsbedarf gedeckt werden kann, sind Ausnahmen zulässig in Form 
von Parabolantennen, wenn sie gestalterisch unauffällig, z.B. auf dem Balkon angebracht werden. 

 
5.9 Einfriedungen haben sich auf das betriebswirtschaftlich notwendige Maß zu beschränken. Sie sind als 

Holzzäune aus naturfarben imprägniertem oder rohem Holz, als lebende Hecken, oder Maschendraht-
geweben mit Hinterpflanzung aus heimischen Gehölzen zulässig. Umweltschädliche Behandlungen wie 
Teer sind ausdrücklich untersagt. Ausnahmsweise sind Gartenmauern oder Natursteinmauern zulässig.  



GEM. TUTZING I  Bebauungsplan Nr. 84  Teilbebauungsplan 1 (HeiVo)                                                                     Festsetzungen  Entwurf 10.10.2023 
 
 

 
  
Büscher Architekten I Müllerstr. 46 I 80469 München      Entwurfsfassung z.S. a. 10.10.2023                                                 Seite 5 von 15 
    
 

 
5.10 Die Höhe der Einfriedung darf 1,10 m inklusive eines möglichen 0,1 m hohen Sockels ab Oberkante 

des Geländes nicht überschreiten. Einfriedungshecken dürfen an öffentlichen und privaten Verkehrsflä-
chen eine Höhe von 2 m über der Geländeoberfläche am Grundstücksrand nicht überschreiten. 
 

5.11 Abfallbehälter sind in bauliche Anlagen zu integrieren oder gegen Sonneneinstrahlung und Einblick zu 
schützen und möglichst zu umpflanzen. 

 
5.12 Werbeanlagen und lnformationsflächen sind nur für im Planungsgebiet tätige Einrichtungen zulässig. 

Werbeanlagen in Form von laufenden Schriften, sowie grellfarbige oder grellleuchtende Werbeanlagen 
sind nicht zulässig. Werbeanlagen sind nur am Hauptzugang des Grundstücks oder an Gebäuden bis 
zur Höhe der Fensterbrüstungen des 1 OG. zulässig; Ausnahmen können zugelassen werden. Werbe-
anlagen auf dem Dach und, soweit sie ins Bahngelände hineinwirken, sind nicht zulässig. Über die Vor-
schrift des Art. 57 Satz 13 BayBO hinaus, besteht für die Errichtung, Anbringung, Aufstellung, Ände-
rung und Betrieb einer Werbeanlage Genehmigungspflicht. 

 
 
6.  ÖFFENTLICHE UND PRIVATE VERKEHRSFLÄCHEN 
 
6.1 Straßenbegrenzungslinie (Fläche im Eigentum der Bahn, derzeit nicht gewidmet); 

 
6.2 Öffentliche Verkehrsfläche ohne Darstellung der Trennung von Fußgängern, Radfahrern und motori-

siertem Verkehr; 
    
6.3                 Private Verkehrsfläche; Diese Fläche zählt nicht zum Bauland, kann aber teilweise mit einer Tiefgarage 

unterbaut werden. 
 
6.4       G+F Fläche mit Geh- und Fahrrechten zugunsten der Deutschen Bahn und ihrer Gesellschaften 
 
 
7.            GARAGEN UND STELLPLÄTZE 
 
7.1 Carports und Garagen sind innerhalb des Bauraumes anzuordnen. Die nach GaStellV erforderlichen 

Stellplätze sind mit Ausnahme der erforderlichen Besucherstellplätze in einer Tiefgarage unterzubrin-
gen.  

7.2                    5 Stp Fläche für Stellplätze, z.B. 5 Stellplätze. Die Darstellung ist nur in den Grundzügen bindend. Stellplätze 
können auch außerhalb der festgesetzten Flächen errichtet werden. 

7.2  Die Erschließung der Tiefgarage hat von der Heinrich-Vogl-Straße aus im Bereich der dargestellten 
Rampe zu erfolgen. 

7.3  Rampe; die Lage ist nur in den Grundzügen bindend und kann bis 10 m verschoben werden.  
 

7.4 Ein- und Ausfahrt der Tiefgarage 

7.5  - - - -TG - - - - - Fläche für die Tiefgarage; die Private Verkehrsfläche darf durch eine Tiefgarage an den gekennzeich-
neten Flächen unterbaut werden. 

7.6 Die Decken der Tiefgarage, soweit nicht unter Gebäuden liegend oder als Terrassen oder Verkehrsflä-
chen angelegt, sind mit mind. 50 cm Pflanzsubstrat zu überdecken und zu begrünen; punktuell mit 80 
cm Pflanzsubstrat an Standorten für Gehölze 1. und 2. Ordnung. 
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7.7 Lüftungsöffnungen von Mittel- oder Großgaragen sind in ausreichendem Abstand von Aufenthaltsbe-
reichen oder Fensteröffnungen zu führen. Böden und Wände der Tiefgaragen sind wasserdicht aus-
zubilden und bis zur Sockelhöhe von 30 cm von innen mit einem wasserdichten, salzfesten Anstrich 
zu versehen. Die Entwässerung der Tiefgarage hat über einen Benzin- und Ölabscheider zu erfolgen. 

7.8 Es sind ausreichend Stellplätze für Fahrräder zu schaffen. Stellplätze sind auch außerhalb der ausge-
wiesenen Bauräume zulässig. 

            50 m 
7.9      3 m Sichtdreieck mit Angabe der Schenkellänge z.B. 3 m / 50 m; die Lage kann der bestehenden Ausfahrt 

angeglichen werden. Sichtdreiecke sind von Baulichkeiten, Ablagerungen und Bepflanzungen höher als 
0,8 m, gemessen am angrenzenden Fahrbahnrand, freizuhalten. Bedingt ausgenommen sind einzelnste-
hende, hochstämmige Bäume mit einem Astansatz über 2,5 m Höhe.  

 
8. VERSORGUNGSANLAGEN 
 
8.1  Die Kabelverteilerschränke sind auf den Baugrundstücken unterzubringen und nach Möglichkeit in die 

Einfriedungen oder Gebäudefassaden zu integrieren. 
 
8.2 Versorgungsleitungen sind unterirdisch zu verlegen. 
 
 
9. GRÜNORDNUNG  
 
9.1 Die unbebauten Flächen der Grundstücke sind, soweit nicht als Geh-und Fahrflächen oder Nebenanla-

gen angelegt, zu begrünen und gärtnerisch zu gestalten. Im Wurzelbereich von Bäumen ist die Boden-
oberfläche mindestens im Radius von mind. 1,5 m wasserdurchlässig und bei befahrbaren Flächen 
gegen Verdichtung geschützt auszubilden. 

 
9.2  Lagerplätze für Schrott, Abbruchmaterial u. Ähnliches sind nicht zulässig.  
 
9.3 Stellplatzgruppen und Parkplätze sind, soweit möglich, locker mit Bäumen zu überstellen (mindestens 1 

Baum je angefangene 5 Stellplätze).  
 
9.4 Fläche mit bestehendem, zu pflegendem und zu erhaltendem Uferwald am Martelsgraben. Der Be-

stand ist durch das BNatSchG § 30 geschützt. Während der Bauzeit ist der Uferwald mit einem Baum-
schutzzaun zu sichern. 

 
9.5        Umgrenzung von Fläche mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, 

Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässern 
 
  
9.6 Private Grünfläche 
 
  
9.7 Zu pflanzender Baum, genaue Lage nach Angabe des Freiflächengestaltungsplans. Bei Überschnei-

dung des Kronenbereiches mit Baugrenzen haben die Baugrenzen Vorrang. Die Krone ist bei Anord-
nung von Baukörpern entsprechend einzukürzen.  

 
9.8  Die zum Zeitpunkt der Aufstellung dieser Satzung entlang der westlich liegenden privaten Verkehrsflä-

che vorhandenen Geländehöhen sind zu erhalten. Dort sind Abgrabungen oder Aufschüttungen bis 
maximal 0,5m zulässig; Ausnahmen für die Decke der Tiefgarage und ihre Zufahrt sind zulässig.  
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9.9  Zu erhaltende Böschung  
 
9.9 Abgrabungsfläche. Das aufgeschüttete Plateau der ehemaligen Bahnanlagen kann bis auf Straßenni-

veau der Heinrich-Vogl-Straße am Höhenbezugspunkt 608,38 müNN entfernt werden; eine Einfriedung 
zu dieser Straßenfläche ist mit Ausnahme als Absturzsicherung nicht zulässig. 

 
9.10 Wasserfläche „Martelsgraben“;  

die Breite der Wasserfläche können sich je nach Wasserstand ändern. 
 
9.11  Für je angefangene 150 m2 Grundfläche GR eines Bauvorhabens ist mindestens ein Baum autochtho-

ner regionaltypischer Sorten davon mindestens ein Baum der 1. Wuchsordnung, und drei Sträucher zu 
pflanzen.  

 
  Die Pflanzgröße der neu zu pflanzenden Bäume 1. Wuchsordnung wird mit mindestens 20/25 cm 4x 

verpflanzt, die der 2. Wuchsordnung mit mindestens 18/20 cm Stammumfang 4x verpflanzt, die der 
Sträucher mit mindestens 60/100 cm Höhe festgesetzt. 

 
9.12  Zulässig für Hecken oder Sichtschutzpflanzungen sind: 
  Carpinus betulus  Hainbuche 
  Acer campestre  Feld-Ahorn 
  Cornus mas  Kornelkirsche 
  Cornus sanguinea Roter Hartriegel 
  Rosa spec.  Hecken-Rosen 
  Buxus sempervirens Buchs 
  Sowie Mischhecken aus diesen Arten mit Beimengung einzelner bienenfreundlicher Zusatzarten.  
   
  Folgende Arten sind als Heckenpflanzen untersagt: 

Alle Arten und Sorten Thuja, Chamaecyparis, Juniperus und alle Nadelgehölze 
 

9.13 Die festgesetzte Bepflanzung der Baugrundstücke ist innerhalb einer Vegetationsperiode nach Bezug 
des Gebäudes fertigzustellen.  

 
9.14  Alle festgesetzten Gehölze sind zu pflegen, in ihrer natürlichen Wuchsform zu erhalten und bei Ausfall 

in der darauffolgenden Vegetationsperiode nachzupflanzen.  
 
9.15  Verkehrsflächen und Stellplätze sind, soweit die Funktion dies zulässt, mit wasserdurchlässigem Auf-

bau und Belag herzustellen. Auf den Zufahrten sind wasserundurchlässige Freiflächenbefestigungen 
auf das betriebstechnisch erforderliche Mindestmaß zu beschränken. 

 
 
10. UMWELTSCHUTZ 

 
10.1  Fassaden, die durch Emissionen der Bahnlinie belastet werden. Bei der Errichtung und Änderung von 

Gebäuden mit schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen sind technische Vorkehrungen gegen Verkehrs-
lärm vorzusehen. 

 
10.2 Schutzbedürftige Räume auf den Seiten der Gebäude, die nicht über Fenster an einer lärmabgewand-

ten Gebäudeseite belüftet werden können, müssen mit einer schallgedämmten Lüftungseinrichtung 
oder anderen technisch geeigneten Maßnahmen zur Belüftung ausgestattet werden.  
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6,50

11. FREISTELLUNGSVERFAHREN 
 
11.1 Das Genehmigungsfreistellungsverfahren wird ausgeschlossen; Art. 58 Abs. 1, 2 BayBO. 

 
 
C HINWEISE  
 

1. Bestehende Grundstücksgrenze 
 

2.              413/93 Bestehende Flurstücksnummer, z.B. 413/93 
 

3.  Abzubrechendes Gebäude 
 
4.  Vorschlag für aufzuhebende Flurstücksgrenze 
 
     
5.                   A   Vorgeschlagener neuer Baukörper, z.B. Haus A 
  
 
6.                  5,00       Maßzahl in Metern, z.B. 5,00  m 

 
             

7.                Höhenschichtlinie 1 m Linie, z.B. 608 müNN 
 
8.              612,00 müNN Höhenmaß des Geländes in Metern über Normalnull (müNN), z.B. 612,00 müNN 
 
9.               W Übergeordnete Fußwegeverbindung 
 
10.   Vorgeschlagene Querungshilfe über die Heinrich-Vogl-Straße;  
 
 
11. Klimaschutz: Der Einsatz von Anlagen zur Nutzung natürlicher Energien (z.B. Solaranlagen, Energiefassaden- und 

Dächern) und regenerativer Energieträger oder gemeinschaftlicher Erzeugung von Energie (z.B. Blockheizkraftwerk, 
Kraft-Wärme-Kopplung) wird empfohlen. Aus Gründen des Klimaschutzes wird eine ökologische, nachhaltige Bau-
weise empfohlen. Der Einsatz von umweltverträglichen, nachhaltigen und wenn möglich regionalen Baustoffen ist in 
der Planung zu berücksichtigen. Informations- und Beratungsangebote zum energieeffizienten Bauen oder zu Tech-
nologien zur Nutzung erneuerbarer Energien können z.B. bei der Landesagentur für Energie und Klimaschutz 
(LENK) abgerufen werden. Regenwasser der Dachentwässerung sollte zur Bewässerung verwendet werden. Bei 
Um- oder Neubauten sind nach Möglichkeit Regenwasserzisternen als Brauchwasserreservoir zur Verzögerung des 
Wasserabflusses vorzusehen. Alle Möglichkeiten der Nutzung von ,Grünen Maßnahmen‘ als Anpassungsstrategie 
an den Klimawandel wie z.B. Fassadenbegrünung zum sommerlichen Wärmeschutz sollen ausgeschöpft werden. 

 
12. Fahrradabstellplätze: Es sind ausreichend Stellplätze für Fahrräder zu schaffen. Richtwert: Wohnen ein Stellplatz / 

40 m² Wohnflache; für jede Wohneinheit mindestens ein Stellplatz; Büroräume und Verwaltungsräume ein Stellplatz / 
120 m² anrechenbare Nutzfläche; besucherintensive Nutzungen ein Stellplatz / 90 m² anrechenbare Nutzfläche 
(Fahrradabstellsatzung der Stadt München vom Oktober 2020) 

 
13. Immissionsschutz: Im Einwirkungsbereich der Heinrich-Vogl-Straße und der Bahnlinie ist grundsätzlich mit erhöhtem 

Aufwand (passive Schallschutzmaßnahmen an den Fenstern gegebenenfalls mit Belüftungseinrichtungen) und Aufla-
gen für den Lärmschutz im Genehmigungsverfahren zu rechnen.  

 

608

https://www.lenk.bayern.de/
https://www.lenk.bayern.de/
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 Die Anforderungen an die Luftschalldämmung der Außenbauteile bestimmen sich nach der DIN 4109-1 vom Januar 
2018. Für den Schallschutz gemäß DIN 4109 ist der Entwurfsverfasser verantwortlich. 
Vom Zugverkehr der Bahn gehen Erschütterungen aus, die technische Vorkehrungen zum Schutz der geplanten 
Gebäudenutzungen erfordern.  
 

14. Brandschutz, Personenrettung: Im Rahmen eines gesamten Brandschutzkonzeptes sollten ausreichende Zugänge 
für die Feuerwehr, Feuerwehrzufahrten sowie Aufstell- und Bewegungsflächen in Absprache mit der Feuerwehr 
Tutzing geplant werden. Erforderliche Löschwassermenge 100 – 113 m³ mit 4,6 - 5,6 bar Löschwasserdruck. 

15. Abfallentsorgung: Um eine ordnungsgemäße und dauerhafte Abfallentsorgung durch dreiachsige Abfallsammelfahr-
zeuge zu gewährleisten, muss die Bereitstellung aller Behälter im Holsystem am nächsten befahrbaren öffentlichen 
Verkehrsweg erfolgen.   

16.   Wasserwirtschaft 

16.1 Wasserversorgung 
Sämtliche Bauvorhaben sind vor der Fertigstellung an die zentrale Wasserversorgungsanlage anzuschließen. Die 
hierzu erforderliche Wasserverteilung ist so auszuführen, dass ausreichende Betriebsdrücke und auch die Bereitstel-
lung von Löschwasser im Brandfall gewährleistet sind.  
 
Das DVGW-Arbeitsblatt W 551 beschreibt technische Maßnahmen zur Verminderung des Legionellen-Wachstumes 
in Trinkwasser-Installationen (Planung, Errichtung, Betrieb und Sanierung). Diese Vorgaben sind im Rahmen von 
Umbaumaßnahmen oder Neu- und Erweiterungsbauten zu beachten. 
 
16.2 Schmutzwasserbeseitigung 
Sämtliche Bauvorhaben sind vor Fertigstellung an die zentrale Abwasserbeseitigungsanlage anzuschließen. Zwi-
schenlösungen werden nicht zugelassen. 
Das Schmutzwasser ist im Trennsystem abzuleiten, der öffentlichen Entwässerungsanlage des Abwasserverbandes 
Starnberger See dürfen nur Schmutzwässer zugeführt werden. 
Dach- und Hofflächen sowie Zufahrten, Straßen und Parkplätze können nicht an die Kanalisationsanlage des Abwas-
serverbandes Starnberger See angeschlossen werden. 
 
16.3 Niederschlagswasser 
Unverschmutztes Niederschlagswasser von Dächern und sonstigen Flächen ist vorrangig (möglichst breitflächig) auf 
den Grundstücken zu versickern, ggf. bietet sich hier eine Versickerung mit Notentlastung in den öffentlichen Kanal 
an. Dies ist im Einzelfall mit dem Abwasserverband Starnberger See abzustimmen.  
Sofern die Anwendungsvoraussetzungen der Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) erfüllt sind 
und die zugehörigen technischen Regeln beachtet werden, sind Anlagen zur Beseitigung von Niederschlagswasser 
genehmigungsfrei.  
Wird Niederschlagswasser außerhalb der Grundstücke beseitigt oder gesammelt in ein oberirdisches Gewässer 
(Martelsgraben) oder ins Grundwasser geleitetet, so ist dafür eine wasserrechtliche Erlaubnis notwendig.  
Niederschlags- bzw. Schleppwasser, welches Tiefgaragen zuläuft bzw. anfällt, darf nicht unbehandelt versickert oder 
dem Niederschlagswasserkanal zugeleitet werden. 
Es werden Zisternen zur Brauchwassernutzung (Bewässerung, Toilettenspülung, etc.) empfohlen.  
So kann kostbares Trinkwasser gespart werden. 
 
Auf evtl. vorhandene Grundleitungen der Bahn AG im Bereich der privaten Verkehrsfläche ist zu achten. 
 
16.4 Grundwasser  
Im Plangebiet ist mit einem erhöhten Grundwasserstand zu rechnen. Es wird empfohlen, vorbeugend Untersuchun-
gen der örtlichen Verhältnisse durchzuführen und bei Untergeschoßen und Tiefgaragen Vorkehrungen zum Grund-
wasserschutz sowie Maßnahmen gegen rückstauendes Grundwasser zu treffen.  
Bei Bauvorhaben mit deutlichen Auswirkungen auf die Grundwasserfließverhältnisse (Absperren, Aufstauen, Absen-
ken, Umleiten) sind ggf. Grundwasserüberleitungsmaßnahmen notwendig.  
Die Erkundung des Baugrundes einschl. der Grundwasserverhältnisse obliegt grundsätzlich dem jeweiligen Bau-
herrn, der sein Bauwerk bei Bedarf gegen auftretendes Grund- oder Hang- und Schichtenwasser sichern muss.  
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Um negative Einflüsse auf das Grundwasser ausschließen zu können, hat der Bauherr einen fachlich qualifizierten 
Nachweis über die quantitativen und qualitativen Einflüsse auf das Grundwasser während der Bauphase und im End-
zustand zu erbringen (z. B. hydrogeologisches Gutachten). Für entsprechende Maßnahmen sind regelmäßig wasser-
rechtliche Genehmigungen bei der Kreisverwaltungsbehörde einzuholen.  
Sind im Rahmen von Bauvorhaben Maßnahmen geplant, die in das Grundwasser eingreifen (z.B. Grundwasserab-
senkungen durch Bauwasserhaltung, Herstellen von Gründungspfählen oder Bodenankern mittels Injektionen), so ist 
rechtzeitig vor deren Durchführung mit der Kreisverwaltungsbehörde bezüglich der Erforderlichkeit einer wasser-
rechtlichen Erlaubnis Kontakt aufzunehmen.  
Für die Bauwasserhaltung ist vor Baubeginn eine wasserrechtliche Anlagengenehmigung erforderlich. Eine eventuell 
notwendige temporäre Ableitung von Baugrubenwasser (Grundwasserabsenkung) o.ä. ist rechtzeitig beim Abwas-
serverband (Einleitgenehmigung in Kanäle) und beim Landratsamt (Wasserrecht) zu beantragen. 
 
Im Übrigen ist die Entwässerungssatzung (EWS) des Abwasserverbandes nebst Zusätzlichen Technischen Bestim-
mungen (ZTB) grundsätzlich zu beachten. 
 
16.5 Ableitung von Grund-, Hang- und Quellwasser  
Durch die möglichen baulichen Verdichtungen und Hangbauweisen könnte Quell- oder Schichtenwasser angetroffen 
werden. Deren Einleitung in Kanäle des Abwasserverbandes Starnberger See ist gemäß Entwässerungssatzung 
nicht gestattet, da es sich nicht um Abwasser handelt. Entsprechende Voruntersuchungen des Baugrunds werden 
empfohlen.  
Beim Bau auftretendes Grund-, Hang- und Quellwasser wird nicht vom AV Starnberger See abgeleitet.  
Der AV Starnberger See übernimmt für eventuell auftretende Schäden keinerlei Haftung.  
 
16.6 Schutz vor Überflutungen infolge von Starkregen  
Infolge von Starkregenereignissen können im Bereich des Bebauungsplans Überflutungen auftreten. Um Schäden zu 
vermeiden, sind bauliche Vorsorgemaßnahmen zu treffen, die das Eindringen von oberflächlich abfließendem Was-
ser in Erd- und Kellergeschosse dauerhaft verhindert.  
Gebäude, die aufgrund der Hanglage ins Gelände einschneiden, sind bis 25 cm über Gelände konstruktiv so zu ge-
stalten, dass infolge von Starkregen oberflächlich abfließendes Wasser nicht eindringen kann. Kellerfenster sowie 
Kellereingangstüren sollten wasserdicht und/oder mit Aufkantungen, z.B. vor Lichtschächten, ausgeführt werden. 
Tiefgaragenzufahrten sind konstruktiv so zu gestalten, dass infolge von Starkregen auf der Straße oberflächlich ab-
fließendes Wasser nicht eindringen kann.  
Zum Schutz vor eindringendem Abwasser aus der Kanalisation in tiefliegende Räume sind geeignete Schutzvorkeh-
rungen vorzusehen, z.B. Hebeanlagen oder Rückschlagklappen.  
 
 Aufgrund der Topografie kann wild abfließendes Wasser nicht ausgeschlossen werden. Das natürliche Abflussver-
halten darf nicht so verändert werden, dass Nachteile für andere Grundstücke entstehen (§ 37 WHG). Bei Gelände-
veränderungen insbesondere durch Stützmauern und Tiefgaragen ist Sorge zu tragen, dass die geohydrologischen 
Verhältnisse auf Nachbargrundstücken nicht ungünstig verändert werden. Es ist seitens des Bauherrn dafür Sorge zu 
tragen, dass es für die bestehende, wie auch für künftige Bebauung bei Starkniederschlägen zu keinen belästigen-
den Nachteilen kommt.  
 
Der Abschluss einer Elementarschadensversicherung wird empfohlen.  

 
17. Baugrund 
 Tragfähigkeit des Untergrundes ist u. U. stark eingeschränkt und ist vor Baumaßnahmen durch den Bauherren zu 

untersuchen.  
 

Altlasten können aufgrund der Vornutzung auf dem Baugrundstück vermutet werden. Ein Bodengutachten ist erfor-
derlich. 
 
Bodendenkmäler unterliegen der Meldepflicht nach Art. 8 DschG Abs. 1 und 2 und müssen dem Bayerischen Lan-
desamt für Denkmalpflege oder der Unteren Denkmalschutzbehörde unverzüglich bekannt gemacht werden. Die 
Bauleitplanung ersetzt nicht die denkmalschutzrechtliche Prüfung. Bodendenkmäler, die bei Erdarbeiten zu Tage 
kommen, sind dem Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege gem. Art. 8 Abs.1und 2 DSchG zu melden. 

18. Grünordnung und Artenschutz:  
Werden besonders schützenswerte Tiere, wie z.B. Zauneidechsen, auf dem Baugrundstück festgestellt, muss bei 
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Bauvorhaben und anderen Eingriffen in ihre Lebensräume das Artenschutzrecht beachtet werden. Eine naturschutz-
fachliche Baubegleitung hat sämtliche Bauarbeiten (einschließlich Baufeldfreimachung und etwaiger vorgezogener 
Ausgleichsmaßnahmen) zu überwachen. 

 Zum Schutz von Insekten und Fledermäusen (Flugroute und Nahrungsangebot) sind geeignete Lampenkonstruktio-
nen und Leuchtmittel einzusetzen:  
Es sind Lampen mit einem hohen gelben Lichtanteil wie Natrium Niederdruckdampflampen oder LEDs mit bernstein-
gelber oder warmweißer Farbe zu verwenden, mit geringem UV- und Blauanteil. Es sind voll abgeschirmte Leuchten 
zu verwenden, die nur in einem Winkel von 20° unterhalb der Horizontalen strahlen. Ebenso ist auf geneigte Lampen 
zu verzichten. Die Lampenmasthöhe ist so niedrig wie möglich zu halten (Lichtpunkthöhe bei Straßenlampen 4,5 m). 
Lampen sollen, soweit es die Verkehrssicherheit erlaubt  in der zweiten Nachthälfte gedimmt und in den frühen Mor-
genstunden (zwei Stunden vor Sonnenaufgang) abgeschaltet werden. Es sind insektendichte und eingekofferte Lam-
penkonstruktionen auszuwählen, die sich nicht zu Insektenfallen entwickeln können. Zur Vermeidung von Lichtsmog 
sind Bodenstrahler, Kugellampen und Illuminationen (z.B. Lichterketten), die in den Außenraum hineinwirken, unzu-
lässig.   

Um Vogelschlag so gering wie möglich zu halten, ist bei der Gestaltung darauf zu achten, große Glasflächen, glä-
serne Eckkonstruktionen, verglaste Durch- und Übergänge zu vermeiden oder durch entsprechend deutliche Markie-
rungen sichtbar zu machen. Auf spiegelndes Glas soll komplett verzichtet werden. 

19. Gehölze an Verkehrsflächen:  

• Um stromführende Freileitungsmasten der Bahn ist eine Schutzzone von mind. 5 m einzuhalten und von 
Bebauung und höherer Bepflanzung freizuhalten. 

• Bei allen geplanten Bepflanzungen an Verkehrsflächen ist ein Mindestlichtraumprofil nach DIN 14090 zu 
berücksichtigen. 

• Zu erdverlegten Leitungen ist zum Schutz vor Verwurzelung ein Mindestpflanzabstand von 2,5 einzuhalten. 
In Absprache mit dem betroffenen Unternehmen, kann dieser durch Schutzmaßnahmen verringert werden.  

20. Vorschlagsliste für Planzungen von Gehölzen 

 Pflanzliste der Bäume 1. Wuchsordnung;  
 Acer pseudoplatanus Berg-Ahorn 

Fagus silvatica  Rot-Buche 
 Pinus silvestris  Wald-Kiefer 
 Populus nigra „Italica“ Säulen-Pappel 
 Quercus robur  Stiel-Eiche  
 Ulmus glabra  Berg-Ulme 
 Salix alba  Silber-Weide  
 Tilia cordata  Winter-Linde 
 
 Pflanzliste der Bäume 2. Wuchsordnung; 
 Acer campestre  Feld-Ahorn 
 Alnus glutinosa  Schwarz-Erle 
 Betula pendula  Sand-Birke 
 Carpinus betulus  Hainbuche 
 Sorbus aucuparia Vogelbeere  
 Sorbus intermedia Mehlbeere  
 Prunus avium  Vogel-Kirsche 
 
 Pflanzliste der Sträucher; 
 Cornus mas  Kornelkirsche 
 Cornus sanguinea Hartriegel 
 Corylus avellana  Hasel 
 Crataegus monogyna Weißdorn 
 Prunus padus  Trauben-Kirsche 
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 Rhamnis frangula Gemeiner Kreuzdorn 
Salix caprea  Sal-Weide 
Salix cinerea  Asch-Weide 

 Salix purpurea  Purpur-Weide 
 Salix triandra  Mandel-Weide 
 Sambucus nigra  Schwarzer Holunder 
 Viburnum lantana Gemeiner Schneeball 
 Viburnum opulus  Wolliger Schneeball 

 

21. Artenschutz 

  21.1 Artenschutz im Bestand 
 Unter anderem können beim Abbruch von Gebäuden, bei der Rodung von Gehölzen, beim Umlagern von Material und 

bei der Beseitigung vorhandener Kleingewässer besonders oder streng geschützte Arten wie Vögel, Fledermäuse oder 
Amphibien betroffen sein. Es ist sicher zu stellen, dass im Rahmen eines Vorhabens artenschutzrechtliche Verbots-
tatbestände nach § 44 BNatSchG nicht berührt werden (z.B. durch ökologische Untersuchungen und eine Umweltbau-
begleitung). Der Abbruch von Gebäude muss gegebenenfalls in Zeiten durchgeführt werden, in denen keine Nutzung 
durch gebäudebewohnende Vogel- und Fledermausarten erfolgt. Wenn Fensterläden aus Holz vorhanden sind, sollten 
diese vor dem Abbruch abgenommen und auf das Vorkommen von Fledermäusen untersucht werden. Soweit erfor-
derlich (z.B. bei Höhlenbäumen) sind vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen durchzuführen (z.B. Nistkästen). Arbeiten 
an Gehölzen, insbesondere Fällungen, Rodungen und starke Rückschnitte dürfen nur außerhalb der Brutzeit von Vö-
geln (1.10. – 28.2.) durchgeführt werden. 

 Werden artenschutzrechtliche Verbotstatbestände berührt, so bedarf dies einer Ausnahme durch die Regierung von 
Oberbayern. 

 
 21.2 Insektenschutz 
 Zum Schutz und Erhalt der Bienen und anderer Insekten wird die Ansaat bzw. Pflanzung  
 insektenfreundlicher, heimischer Arten (einfache ungefüllte Blüten und gestaffelte Blühzeiten von März bis Oktober) 

empfohlen. 
 
 21.3 Vogelschutz 
 Um Vogelschlag so gering wie möglich zu halten, ist bei der Gestaltung darauf zu achten, große Glasflächen, gläserne 

Eckkonstruktionen, verglaste Durch- und Übergänge zu vermeiden oder durch entsprechend deutliche Markierungen 
sichtbar zu machen. Auf spiegelndes Glas sollte komplett verzichtet werden. 

22. Bauantrag und Ausführung 

 Die Gemeinde Tutzing schließt ein Freistellungsverfahren aus. 
 Die festgesetzten Baugrenzen sollten in den Erdgeschossgrundriss des Bauantrags eingezeichnet werden.  
 
 Die nach diesem Bebauungsplan festgesetzten Bepflanzungen, Freiflächenbefestigungen, Einfriedungen und sonsti-

gen Nebenanlagen sollen in einem Freiflächengestaltungsplan beim Einreichen jedes Bauantrags nachgewiesen wer-
den. Dabei wird darauf hingewiesen, dass alle Höhenlinien des natürlichen bzw. bei der Aufstellung des Bebauungs-
planes vorhandenen Geländes eingetragen, sowie alle geplanten Geländeveränderungen durch ein auf Normal Null, 
N.N., bezogenes Nivellement dargestellt werden.  

 
 Auf die DIN-Vorschriften 18040 (Teil 1 – 3) Barrierefreies Bauen wird besonders hingewiesen. Auf Berücksichtigung 

ist bei der Bauausführung zu achten.  

Lt. Gebäude-Elektromobilitätsinfrastruktur-Gesetz - GEIG vom Feb. 2021 ist bei neu zu errichtenden Wohngebäuden 
mit mehr als fünf Stellplätzen, jeder Stellplatz mit der Leitinfrastruktur für die Elektromobilität auszustatten.       
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23.   Die DIN-Normen, auf welche die Festsetzungen (Teil A) Bezug nehmen, sind im Beuth-Verlag GmbH, Burggrafenstr.6, 

10787 Berlin erschienen und bei allen DIN-Normen- Auslegestellen kostenfrei einzusehen.   
 Die Normen sind in der Regel in elektronischer Form am Bildschirm an folgenden Orten zugänglich:  

• Deutsches Patent- und Markenamt, Auslegestelle,  
Zweibrückenstraße 12, 80331 München, http://www.dpma.de  

• Hochschule München, Bibliothek, Auslegestelle mit DIN-Normen und VDI-Richtlinien,  
Lothstraße 13d, 80335 München, http://www.fh-muenchen.de. 

• Gemeinde Tutzing, Kirchenstraße 9, 82327 Tutzing 

24. Kartengrundlage: Digitale Katasterkarten der Gemeinde Tutzing M 1:1000 Quelle: Bayer. Vermessungsverwaltung; 
Höhenlinien: Vermessung 2018 Ingenieurbüro Bibl   

25. Planzeichnung zur Maßentnahme nur bedingt geeignet; keine Gewähr für Maßhaltigkeit; bei der Vermessung sind 
etwaige Differenzen auszugleichen. M = 1: 1000 die Planzeichnung ist genordet. 

 

 

München, den     

PLANVERFASSER     

 

Architekt und Stadtplaner .......................................   
Dipl. Ing. Martin Büscher    
 

  

http://www.fh-muenchen.de/
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Verfahrensvermerke 
 
Verfahren 
 
Der Gemeinderat der Gemeinde Tutzing hat am 17. Dezember 2013 die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 84 „Ehemaliges 
Bahngelände an der Heinrich-Vogl-Straße“ beschlossen. 
 
Am 11. September 2018 hat der Gemeinderat die Erweiterung des Geltungsbereichs für den Bebauungsplan Nr. 84 „Ehemaliges 
Bahngelände an der Heinrich-Vogl-Straße“ mit der neuen Bezeichnung „Bahnhofsareal, westlich und östlich der Bahn“ beschlos-
sen 
 
Die am 07.03.2017 und 31.07.2018 vom Gemeinderat der Gemeinde Tutzing gebilligten Entwürfe wurden am 10.10.2023 vom 
Gemeinderat der Gemeinde Tutzing gefassten Beschluss aufgehoben. 
 
Nachdem die Verhandlungen mit dem Grundstückseigentümer über einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan mit Durchfüh-
rungsvertrag nach § 12 BauGB gescheitert sind, hat der Gemeinderat am 5. April 2022 beschloss, das Bauleitplanverfahrens 
unter Anpassung an die öffentlichen Interessen der Gemeinde Tutzing hinsichtlich Gewerbe, Höhenentwicklung, Situierung und 
geförderten Wohnraum weiterzuführen. Am 27. Juli 2023 hat der Gemeinderat beschlossen, den Bebauungsplan Nr. 84 „Bahn-
hofsareal westlich und östlich der der Bahn“ als auf den östlichen Bereich bezogenen Teilbebauungsplan 1 fortzuführen  
 
Unter Aufhebung seiner Beschlüsse vom 7. März 2017 und vom 31. Juli 2018 hat der Gemeinderat am 10.10.2023 den Entwurf 
des Bebauungsplans in seiner Fassung vom 10. Oktober 2023 gebilligt. Die Planaufstellung erfolgte im beschleunigte Verfahren 
nach §13a BauGB (Bebauungsplan der Innenentwicklung). 
 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit, der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurde nach Maßgabe von § 13a, §§ 
3 Abs. 2, 4 Abs. 2 BauGB im Wege der Auslegung des Bebauungsplans nebst Begründung ohne Umweltbericht in der Zeit vom 
xx.xx.2023 bis xx.xx.2024 durchgeführt. 
 
Die verkürzte öffentliche Auslegung des vom xx am xx.xx.2024 gebilligten Entwurfes samt Begründung  in der Fassung vom 
xx.xx.2024 und die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange fand in der Zeit vom xx.xx.2024 bis 
xx.xx.2024 statt (§ 4a Abs. 3 BauGB).  
 
Die Gemeinde Tutzing hat mit Beschluss des xx vom xx.xx.2024 den Bebauungsplan Nr. 84 „Bahnhofareal – westlich und östlich 
der Bahn“ Teilbebauungsplan 1, mit Begründung i.d.F. vom xx.xx.2024 als Satzung beschlossen (§ 10 Abs. 1 BauGB). 
 
Tutzing, den …………………….. 
 
 
Marlene Greinwald 
Erste Bürgermeisterin 
 
Ausgefertigt 
 
Der Satzungstext und der zeichnerische Teil des Bebauungsplans bilden eine Einheit und stimmen mit dem Inhalt des Satzungs-
beschlusses überein. 
 
Tutzing, den ……………………. 
 
 
Marlene Greinwald 
Erste Bürgermeisterin 
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Vermerk zur Rechtskraft 
 
Die ortsübliche Bekanntmachung des Bebauungsplans Nr. 84 „Bahnhofsareal – westl. und östl der Bahn “ Teilbebauungsplan 
1 (HeiVo) erfolgte am ………………………………………… (§ 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB). 
  
Dabei wurde auf die Rechtsfolgen des § 44 BauGB und die §§ 214 und 215 BauGB sowie auf die Einsehbarkeit des Bebau-
ungsplanes hingewiesen. 
 
Mit der Bekanntmachung ist der Bebauungsplan Nr. 84 „Bahnhofsareal – westl. und östlich der Bahn“ Teilbebauungsplan 1 
(HeiVo) in der Fassung vom ………………………………………… ist damit in Kraft getreten (§ 10 Abs. 3 Satz 4 BauGB). 
 
Tutzing, den ………………….. 
 
 
Marlene Greinwald 
Erste Bürgermeisterin 
 
 


